
Langzeitarbeitslosigkeit  und
prekäre  Jobs  bleiben  die
Großbaustellen  auf  dem
Arbeitsmarkt
Zum Arbeitsmarktbericht der Bundesagentur für Arbeit für den
Monat Dezember und das Jahr 2013:

Langzeitarbeitslosigkeit zu bekämpfen und prekäre
Beschäftigung zurückzudrängen, sind 2014 die zentralen
Herausforderungen der Arbeitsmarktpolitik. Der
Koalitionsvertrag von Union und SPD wird diesen
Herausforderungen jedoch in keiner Weise gerecht. Zur
Langzeitarbeitslosigkeit finden sich dort nur blumige,
unverbindliche Ankündigungen. Substantielle Maßnahmen gegen
Leiharbeit und Werkverträge sucht man vergebens. Auch gegen
Minijobs und befristete Arbeitsverhältnisse will die Regierung
nicht unternehmen.

Der aktuelle Arbeitsmarktbericht zeigt, dass akuter
Handlungsbedarf besteht. Die Langzeitarbeitslosigkeit in
Deutschland hat sich verfestigt. 1,043 Millionen Menschen sind
seit mehr als einem Jahr ohne Job. Das ist ein Plus von 38.000
bzw. vier Prozent mehr gegenüber dem Vorjahr. Zudem stocken
1,32 Millionen Erwerbstätige ihr Arbeitseinkommen mit Hartz
IV-Leistungen auf. Der gesetzliche Mindestlohn muss deshalb
deutlich schneller kommen als von der Koalition angekündigt,
und er muss zügig erhöht und darf nicht durch
Ausnahmeregelungen für bestimmte Beschäftigtengruppen
unterlaufen werden. Die SPD agiert hier bislang zu hasenfüßig
und überlässt das Feld damit ohne Not der Union und der
Wirtschaftslobby.
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